Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 722 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundesuig wolle beschließen: 

- Entwurf eines Zweiten Wohnungsbaugesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


ERSTES KAPITEL 

Grundsätze und Ziele der öffentlichen 
Wohnungsbauförderung 


§ 1 


Grundsätze der öffentlichen Wohnungsbau- 
förderung 


(1) Bund, Länder, Gemeinden und Ge- 
meinde verbände haben, um eine den Wohq.- 
bedürfnissen und der Leistungsfähigkeit 
der einzelnen Bevölkerungsgruppen entspre- 
chende Wohnversorgung zu gewährleisten, 
den Wohnungsbau zu fördern, soweit die 
Wohnungssuchenden auf Grund ihrer wirt- 
schaftlichen Lage nicht imstande sind, aus 
eigener Kraft angemessenen Wohnraum zu 
beschaffen oder ihre Wc^hnung unverschuldet 
verloren haben. 

(2) öffentlich geförderte Wohnbauten 
haben zur geordneten baulichen Entwicklung 
des Gemeindegebietes beizutragen. In Ge- 
meinden mit Kriegszerstörungen ist der ge- 
ordnete Wiederaufbau besonders zu fördern. 
Wohnbauten sind vor allem In solchen Ge- 
bieten öffentlich zu fördern, in denen sie zur 
Hebung der volkswirtschaftlichen Produk- 
tion, zur Unterbringung von Arbeitskräften 
und zur Erhaltung alter und zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze dienen. 

(3) Die öffentliche Förderung des Woh- 
nungsbaues hat dazu beigetragen, allen, auch 
den jungen Familien, ein Heim zur Familien- 


entfaltung zu gewähren. Die Wohn- 
bedürfnisse von alleinstehenden und betagten 
Personen sind zu berücksichtigen. 

(4) Die Bildung von Eigentum an der selbst- 
genutzten Wohnung Ist im Rahmen des Be- 
darfes zu fördern. 


§ 2 


Gruppen des öffentlich geförderten 
Wohnungsbaues 

(1) Durch den Einsatz öffentlicher Mittel 
sind nur solche Wohnungen zu fördern, die 
nach Größe, Ausstattung und Miete (Lasten) 
für die breiten Schichten des Volkes geeignet 
und bestimmt sind. 

(2) Mit Vorrang vor allen übrigen Förde- 
rungsmaßnahmen ist der Wohnungsbau für 
die Bevölkerungskreise mit niedrigen Ein- 
kommen (§ 4 Abs. 1) nach den Vorschriften 
des Dritten und Vierten Kapitels sicherzu- 
stellen (sozialer Wohnungsbau). 

(3) Der Wohnungsbau für ' die Bevölke- 
rungskreise mit mittleren Einkommen (§ 4 
Abs. 2) ist nach den Vorschriften des Dritten 
und Fünften Kapitels zu fördern (teilgeför- 
derter Wohnungsbau). 

(4) VJit Maßnahmen nach den Yorschriften 
des Sechsten und Siebenten Kapitels Ist der 
Wohnungsbau ohne Rücksicht auf die Ein- 
kommenslage der künftigen Bewohner zu 
fördern. 


§ 3r 

Ziele der öffentlichen Wohnungsbaufördehmg 

(1) Bund, Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände haben den sozialen Woh- 
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nungsbau ln dem Umfange zu fördern, daß 
in den Jahren 1955 bis einschließlich 1958 
jährlich mindestens 300 000 Wohnungen für 
die Bevölkerungskreise mit niedrigen Ein- 
kommen (§ 4 Abs. 1) fertiggestellt werden. 

(2) In demselben Zeitraum sind darüber 
hinaus jährlich mindestens 100 000 Wohnun- 
gen für Bevölkerungskreise mit mittleren 
Einkommen (§ 4 Abs. 2) zu fördern. 

(3) Die freifinanzierten und nur steuerbe- 
günstigten Wohnungen (Sechstes und Sieben- 
tes Kapitel) sind auf die nach den Absätzen 
1 und 2 zu fördernden Wohnungen nicht an- 
zurechnen. Sie sollen den sozialen und teil- 
geförderten Wohnungsbau aus der Initiative 
der Bauherren in steigendem Maße ergänzen. 


ZWEITES KAPITEL 


Begriffsbestimmungen 


S 4 


Begünstigte Personenkreise 


(1) Wohnungssuchende mit niedrigen Ein- 
kommen im Sinne dieses Gesetzes siind solche, 
bei denen das jährliche Bruttoeinkommen des 
Haushaltungsvorstandes 4800 DM nicht über- 
steigt. 

(2) Wohnungssuchende mit mittleren Ein- 
kommen im Sinne dieses Gesetze sind solche, 
bei denen das Bruttoeinkommen des Haus- 
haltungsvorstandes die in Absatz 1 bestimmte 
Grenze, nicht aber die Versicherungspflicht- 
grenze für Angestellte in ider gesetzlichen 
. Rentenversicherung übersteigt. 

(3) Bei dem Jahreseinkommen nach den 
Absätzen 1 und 2 bleibt ein Betrag von 
840 DM für jeden zum Haushalt des Woh- 
nungssuchenden gehörenden, von ihm 
unterhaltenen Familienangehörigen unberück- 
sichtigt. 


S 5' 

Arten des Wohnungsbaues 

(1) Als Wohnungsbau im Sinne dieses Ge- 
setzes gilt der Neubau, der Wiederaufbau, die 
Wiederherstellung, ider Ausbau und der Er- 
weiterungsbau, soweit dadurch auf die Dauer 
zu Wohnzwecken benutzbare Räume ge- 
schaffen werden. 

(2) Wiederaufbau im Sinne dieses Gesetzes 
ist das Schaffen von Wohnungen durch Er- 


richtung eines Gebäudes, das baulich und 
wirtschaftlich ein zerstörtes Gebäude ersetzt. 
Ein Gebäude ist zerstört, wenn ein durch 
die natürliche Abnutzung nicht verursachtes 
Ereignis dazu geführt hat, daß oberhalb des 
Kellergeschosses kein auf die Dauer benutz- 
barer Raum mehr vorhanden ist. 

(3) Wiederherstellung im Sinne dieses Ge- 
setzes ist die Instandsetzung einer Wohnung, 
die idurch ein durch die natürliche Abnutzung 
nicht verursachtes Ereignis so schadhaft ge- 
worden ist, daß sie auf die Dauer nicht mehr 
in vollem Umfange zu Wohnzwecken benutz- 
bar ist. 

(4) Ausbau im Sinne dieses Gesetzes ist das 
Schaffen von Woihnungen durch eine unter 
wesentlichem Bauaufwand durchgeführte Um- 
wandlung von Räumen, die , bisher anderen 
Zwecken zu dienen bestimmt waren, insbe- 
sondere auch von Dachgeschossen. 

(5) Erweiterung im Sinne dieses Gesetzes 
ist das Schaffen von Wohnungen durch Auf- 
stockung oder Anbau. 

(6) Ein Raum ist auf die Dauer zu Wohn- 
zwedeen nicht benutzbar, wenn er sich in 
einem Zustand befindet, ider in bau- oder 
gesundheitspolizeilicher Hinsicht ein zeitlich 
unbegrenztes Bewohnen nicht gestattet; dabei 
ist unerheblich, ob die Wohnung tatsächlich 
bewohnt wird. 


S 6 

Wohnformen 

(1) Eine Kleinsiedlung ist eine Siedlung, die 
aus einem Einfamilienhaus mit angemessenem 
Wirtschaftsteil und angemessener Landzulage 
besteht und die nach Größe, Bodenbeschaffen- 
heit und Einrichtung dazu bestimmt und ge- 
eignet ist, dem Siedler durch Selbstversorgung 
aus vorwiegend gartenbaumäßiger Nutzung 
des Landes und Kleintierhaltung eine fühlbare 
Ergänzung seines sonstigen Einkommens zu 
bieten. Die Kleinsiedlung verliert ihre Eigen- 
schaft nicht idadurch, daß sie neben der für 
den Kleinsiedler bestimmten Wohnung eine 
zweite abgeschlossene oder nicht abgeschlos- 
sene Wohnung von untergeordneter Bedeu- 
tung (Einliegerwohnung) enthält. 

(2) Einfamilienhäuser sind Wohngebäude 
mit einer Wohnung. Wohngebäude mit zwei 
Wohnungen gelten als Einfamilienhäuser, 
wenn die zweite Wohnung gegenüber der 
Hauptwohnung nach Größe oder Wohnwert 
von untergeordneter Bedeutung ist. 
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(3) Mehrfamilienhäuser sind Wohngebäude 
mit zwei oder mehr Wohnungen. 

(4) Wohniheime sind Gebäude, die zur 
ständigen gemeinschaftlichen wohnlichen 
Unterbringung, insbesondere von jugend- 
lichen, alleinstehenden oder betagten Personen 
dienen. Wohnheime gelten als Mehrfamilien- 
häuser. 

(5) Gemeinschafts anlagen sind solche Ein- 
richtungen und Anlagen, die in Ergänzung 
der wohnlichen Unterbringung für die Ver- 
sorgung der Bewohner mehrerer Wohnungen 
bestimmt sind, insbesondere Spiel- und Er*ho- 
lungsprätze, Zentralwaschanlagen, gemein- 
schaftliche Aufenthaltsräume, Einstellplätze 
und Sammelgaragen. 


Rechts- und Nutzungsformen 

(1) Ein Eigenheim ist ein Wohngebäude 
mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von 
'denen eine Wohnung für den Eigentümer 
(Erbbauberechtigten^ oder seine ngdisten Fa- 
milienangehörigen Destimmt ist und dieser 
Bestimmung entsprechend genutzt wird. 

(2) Ein Kauf eigenheim ist ein Wohngebäude 
mit nicht mehr als zwei Wohnungen, das von 
einem Bauherrn mit der Verpflichtung ge- 
schaffen wird, es auf Grund eines Kaufver- 
trages an natürliche Personen als Eigenheim 
zu übertragen. 

(3) Ein Vorratseigenheim ist ein Wohn- 
gebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, 
das von einem Bauherrn mit der Verpflich- 
tung geschaffen wird, es an einen Eigenheim- 
bewerber (natürliche Personen) als Eigenheim 
zu übertragen, und diesem bis zur Begrün- 
dung der Kaufanwartschaft als Mietwohnung 
zu belassen. 

(4) Auf Kaufeigenheime und Vorratseigen- 
heime sind die f ür Eigeiiheime geltenden Vor- 
schriften entsprechend anzuwenden, soweit 
sich aus diesem Gesetz Abweichendes nicht 
ergibt. 

(5) Genossenschaftswolhnungen sind Woh- 
nungen, die von Wohnungsbaugenossenschaf- 
ten unter Begründung eines Nutzungs- oder 
Dauernutzungsrechts an Mitglieder der Ge- 
nossenschaft überlassen werden. 

(6) Mietwohnungen sind Wohnungen, die 
den Bewohnern auf Grund eines den Bestim- 
mungen ides Bürge rlichien Gesetzbuches über 
die Miete (§§ 535 ff.) oder das dingliche Miet- 


recht (§ 1093) unterliegenden Rechtsverhält- 
nisses überlassen werden. 

(7) Wohnungen im Wöhnungselgentum 
sind Wohnungen, an 'denen 'das Eigentum 
nach den Bestimmungen des Ersten Teiles 'des 
Wohnungseigentumsgesetzes vom 15. März 
1951 fBundesgesetzbl. I S. 175) begründet 
wird. 

(8) Wohnungen im Dauerwohnrecht sind 
Woihnungen, an denen ein Recht nach den 
Bestimmungen des Zweiten Teiles des Woh- 
nungseigentumsgesetzes begründet wird. 

(9) Werkswohnungen sind Wohnungen, 'die 
nur mit Rücksicht auf ein mit dem Bewohner 
bestehendes Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
vermietet werden. 

(10) Betriebswohnungen sind Wohnungen, 
die von dem Inhaber eines gewerblichen, 
land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes zum 
Zwecke der Unterbringung von Betriebsange- 
hörigen geschaffen oder gefördert werden. 

(11) Werks- und Betriebs Wohnungen kön- 
nen werkeigene oder werkgeförderte Woh- 
nungen sein. Werkgeförderte Wohnujigen 
sind im Eigentum Dritter stehende Wohnun- 
gen, zu deren Finanzierung der Betriebs- 
Inhaber angemessen beigetragen hat. 

§ 8 

Finanzierungsbegriffe 

(1) Kapitalmarktmittel im Sinne 'dieses Ge- 
setzes sind die von den Kapitalsammelstellen 
(Sparkassen, öffentlich-rechtliche Kredit- 
anstalten, private Hypothekenbanken, öffent- 
liche und private Bausparkassen, öffentlich- 
rechtliche und private Lebensversicherungs- 
unternehmen, Träger der Sozialversicherung) 
für die Finanzierung 'des Wohnungsbaues ein- 
gesetzten Mittel. Als Kapitalmarktmittel gel- 
ten auch die von natürlidien oder juristischen 
Personen des privaten Rechts für die Finan- 
zierung des Wohnungsbaues unter solchen 
Bedingungen (dingliche Sicherung, Tilgung, 
Verzinsung) gewährte Mittel, die den bei der 
Gewährung von Kapitalmarktmitteln üb- 
lichen Bedingungen entsprechen. ^ 

(2) öffentliche Mittel im Sinne dieses Ge- 
setzes sind die von Bund, Ländern, Gemein- 
den und Gemeindeverbänden zur Finanzie- 
rung ides sozialen und teilgeförderten Woh- 
nungsbaues langfristig und zinsverbilligt oder 
zinslos gewährten Baudarlehen und- die zur 
Herstellung oder Erhaltung der Wirtschaft- 
lichkeit gewährten Zinszuschüsse zur Ver- 
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billigung der für den sozialen und teilgeför- 
derten Wohnungsbau in Anspruch genomme- 
nen Kapitalmarktmittel. 

(3) Nicht als Öffentliche Mittel im Sinne des 
Absatzes 2 gelten insbesondere 

a) die_ in öffentlichen Haushalten gesondert 
ausgewiesenen Wohnungsfürsorgemittel 
für Verwaltungsangehörige, 

b) die in öffentlichen Haushalten für Für- 
sorgemaßnahmen ausgewiesenen Mittel, 

c) gestundete Restkaufgelder und Anlieger- 
beiträge, 

d) Grundsteuervergünstigungen, Steuerver- 
günstigungen nach § 7 b des Einkommen- 
steuergesetzes in der Fassung vom 15. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1355) 
und sonstige Steuervergünstigungen und 
-Stundungen, 

e) an Woihnungsbausparer auf Grund des 
Wohnungsbau-Prämiengesetzes vom 17. 
März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 139) ge- 
währte Prämien, 

f) die als Eingliederungsdarlehen für den 
Wohnungsbau bestimmten Mittel des 
Ausgleichsfonds oder 'die mit einer ähn- 
lidien Zweckbestimmung in öffentlichen 
Haushalten ausgewiesenen Mittel, 

g) die von Steuerpflichtigen gegebenen Zu- 
schüsse und unverzinslichen Darlehen, für 
die Steuervergünstigungen gemäß § 7 c 
des Einkommensteuergesetzes gewährt 
werden. 

(4) öffentliche Bürgschaften im Sinne die- 
ses Gesetzes sind die von Bund, Ländern, Ge- 
meinden oder Gemeindeverbänden übernom- 
menen Bürgschaften und Gewährleistungen 
für Darlehnsverpflichtungen zur Förderung 
von Maßnahmen auf 'dem Gebiete des Woh- 
nungs- und Siedlungswesens unH der damit 
verbundenen städtebaulichen Maßnahmen. 

(5) Eigenmjittel im Sinne dieses Gesetzes 
sind die von dem Bauherrn oder deren Kauf- 
anwärter für das Bauvonhaben aufgebrachten 
Geldmittel, die auf Grund des Wohnungsbau- 
Prämiengesetzes gewährten Prämien, der 
Wert vorhandener Baugrundstücke, einge- 
brach ter Baustoffe und erbrachter Selbsthilfe- 
leistungen. Selbsthilfeleistungen sind nüt dem 
Wert ersparter Fremdleiistungen anzusetzen. 

(6) Als Eigenmittel gelten auch 

a) nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu- 
lässige Mieterdarlehen, 

b) andere auf dem Baugrundstück nicht 
dinglich gesicherte Fremdmittel, 


c) im Range nach dem öffentlichen Darlehen 
auf dem Baugrundstück dinglich gesicherte 
Fremdmittel, 

d) auf dem Baugrundstück dinglich gesicherte 
Darlehen, 'die dem Bauherrn oder einem 
Mieter auf Grund »des Bau- oder Wohn- 
sparvertrages gewährt werden bis zur 
Höhe des tatsächlich angesparten Betrages, 

e) Eingliederungsdarlehen gemäß § 254 

A'bs. 2 und 3, § 259 Albs. 1 Satz 3 sowie 
Darlehen gemäß § 58 und § 59 des 
Lastenausgleichsgesetzes. 

§ 9 

Bauherren 

(1) Bauherr list, wer ein Bauvorhaben im 
eigenen Namen und für eigene Rechnung 
ausführt. 

(2) Bauträger im Sinne, dieses Gesetzes sind 
Bauherren, die Bauvorhaben zwar im eigenen 
Namen und für eigene Rechnung, aber treu- 
händerisch für bestimmte Bewerber durch- 
führen, die Anspruch auf Übeftragung des 
Eigentums an dem bebauten Grundstück 
haben. 

(3) Betreuer sind Personen, die, ohne selbst 
Bauherr zu sein, für bestimmte Bauherren die 
technischen oder wirtschaftlichen Aufgaben 
bei der Vorbereitung oder Durchführung von 
Bauvorhahen verantwortlich übernehmen. 


DRITTES KAPITEL 

Gemeinsame Vorschriften für den sozialen 
und teilgeförderten Wohnungsbau 

§ 10 

Gewährung öffentlicher Mittel 

(1) öffentliche Mittel zur Förderung des 
Wohnungsbaues werden auf Antrag einem 
Bauherrn oder Bauträger zur Finanzierung 
bestimmter Bauvorhaben bewilligt. 

(2) Über die Anträge entscheiden die durch 
'die Länder bestimmten Bewilligungsstellen 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen 
der Vorschriften dieses Gesetzes.^, 

(3) 'Ein Rechtsanspruch auf Bewillig]jing 
öffentlicher Mittel besteht vorbehaltlich der 
Bestimmungen 'des § 29 nicht. 
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§ 11 

Bauherren 

(1) Bei der öffentlichen Förderung des 
Wohnungsbaues simd private Bauherren, ge- 
meinnützige und freie Wohnungsunterneh- 
men, Organe der staatlichen Wohnungsbau- 
politik, Gemeinden, Gemeindeverbände, 
andere Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und sonstige Bauherren in gleicher Weise zu 
berücksichtigen, sofern die Wohnung^bau- 
vorhaben als solche den Vorschriften und 
Zielen dieses Gesetzes entsprechen, die Bau- 
herren die erforderliche Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit besitzen und sich ver- 
pflichten, die öffentlich geförderten Woh- 
nungen nach den Vorschniften dieses Gesetzes 
zu verwalten. Bedient sich der Bauherr bei 
der technischen oder wirtschaftlichen Vorbe- 
reitung oder Durchführung ides Bauvorhabens 
eines Betreuers oder eines Beauftragten, so 
muß idieser die für diese Aufgabe erforderliche 
Eignung und Zuverlässigkeit besitzen. 

(2) Gemeinden, Gemeindeverbände, son- 
stige Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sowie gewerbliche Betriebe sollen sich eines 
geeigneten Wöhnungsunternehmens oder Or- 
ganes der staatlichen Wohnungsbaupplitik 
als Bauherr oder Bauträger bedienen. 

§ 12 

Bereitstellung von Bauland durch 
Gebdetskörperschaften 

(1) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeinde- 
verbände, sonstige Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts und idie von ihnen wirtschaft- 
lich abhängigen Gesellschaften haben die Auf- 
gabe, geeignete Grundstücke als Bauland für 
den Wofhnungsbau, bevorzugt für den sozia- 
len Wohnungsbau, zu angemessenen Preisen 
zu Eigentum öder dm Erbbaurecht zu über- 
lassen. 

(2) Gemeinden und Gemeindeverbände 
haben darüber hinaus die Aufgabe, für Woh- 
nungsbauten im sozialen Wohnungsbau be- 
nötigtes Gelände, welches nötigenfalls nach 
den Vorschriften ides Baulandbeschaffungsge- 
setzes vom 3. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 720) zu beschaffen ist, baureif zu machen, 
sofern baureife, für die Bebauung dm sozialen 
Wohnungsbau geeignete Grundstücke inner- 
halb des Gcmeindegdbietes nicht zur Verfü- 
gung stehen. 

(3) Die in Absatz 1 ^bezeichneten Körper- 


schaften haben den zur Finanzierung des 
Bauvorhabens erforderlichen Grundpfand- 
rechten den Vorrang vor einem zur Sicherung 
ihrer Kaufpreisforderung bestellten Grund- 
pfandrecht, insbesondere einer Restkaufgeld- 
hypothek, oder vor einem für die Bestellung 
eines Erbbaurechts ausbedungenen Erbbau- 
zins einzuräumen. 

§ 13 

Erbbaurecht 

Wohnungen, die auf Grund eines Erbbau- 
rechts geschaffen werden sollen, dürfen mit 
.öffentlichen Mitteln und Bürgschaften nur 
gefördert werden, wenn daa Erbbaurecht auf 
die Dauer von mindestens 99 Jahren bestellt 
ist. Die Bewilligungsst'ellen können bei Vor- 
liegen besonderer Gründe zulassen, daß ein 
Erbbaurecht auf eine kürzere Zeitdauer, min- 
destens auf 75 Jahre, bestellt wird. 

§ 14 

Baulanderwerbs-, Bau- und Erschließungs- 
kosten 

(1) öffentliche Mittel und Bürgschaften 
dürfen nur gewährt werden, wenn der Bau- 
landerwerbspreis, bei Wiederaufbauten der 
ansetzbare Wert des Grundstückes oder bei 
Begründung eines Eribbau rechts der Erbbau- 
zins in reinem angemessenen Verhältnis' zu 
den Kosten des zu fördernden Bauvorhabens 
steht. 

(2) Die Gewährung öffentlicher Förderung 

für den sozialen Wohnungsbau ist davon ab- 
hängig zu machen, daß die Gemeinden an die 
Grundstückserschließung und den Straßenbau 
keine höheren Anforderungen stellen, als es 
'den Erfordernissen des zu fördernden Bau- 
vorhabens entspricht. Dies gilt für einmalige 
und laufende Abgaben. ’ 

(3) Die Gewährung der öffentlichen För- 
derung ist an Bedingungen zu knüpfen, die 
der Senkung der Baukosten dienen, ohne daß 
hierdurch die Qualität der Bauausführung, 
die Wohnungsgröße oder die Wöhnungsaus- 
stattung gemindert werden, öffentliche Mit- 
tel sind insbesondere für solche Bauvorhaben 
zu gewähren, bei denen die Bauherren durch 
die Verwendung genormter Bauteile oder 
durch Zusammenfassung von Bauvor^haben 
oder andere zweckdienliche' Maßnahmen eine 
besonders rationelle und hochwertige Bau- 
ausführung und Kostensenkung gewährleisten.* 
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§ 15 


Gemieinsdiaftsanlagen 

öffentliche Mittel sind auch für die Her- 
stellung von nichtöffentlichen Gemeinschafts- 
anlagen (§ 6 Abs, 5) zu gewähren, sofern 
diese Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Errichtung von Wohnungen im sozialen und 
teilgeförderten Wohnungsbau für die Ver- 
sorgung der Bewohner oder aus Gründen der 
städtebaulichen Gestaltung erforderlich sind. 


VIERTES KAPITEL 
Sozialer Wohnungsbau 
§ 16 

Wothnungsgröße und -ausstattung im sozialen 
Wohnungsbau 

(1) Die Wohnfläche der Wohnungen im so- 
zialen Wohnungsbau soll mindestens 45 und 
höchstens 80 qm betragen. Dabei darf der 
Hauptwohnraum in der Regel nicht unter 
16 qm groß sein. Die Wohnfläche kann bei Er- 
richtung von Wohnungen, die zur Unterbrin- 
gung von alleinstehenden oder betagten Per- 
sonen bestimmt sind und benötigt werden, 
unterschritten werden. Jedoch darf eine 
Wohnflächenmindestgrenze von 24 qm nicht 
unterschritten werden. Die Wohnfladie kann 
bis zur Höchstgrenze von 100 qm überschrit- 
ten werden, wenn die Wohnung zur Unter- 
bringung einer größeren Familie bestimmt 
oder die Mehrfläche im Rahmen der ört- 
lichen Aufbauplanung bei Wiederaufbau, 
Wiederherstellung, Ausbau oder Erweiterung 
durch eine wlrtsdiaftlich notwendige Grund- 
rißgestaltung bedingt ist. Die Landesregierun- 
gen können durch Rechts- oder allgemeine 
Verwaltungsvorschriften weitere Ausnahmen 
zulassen. 

(2) Wohnungen im sozialen Wohnungsbau 
sollen als Mindestausstattung enthalten: 

a) Wohnungsabschluß mit Vörraum, 

b) Küche mit Herd und Spülbecken (Was- 
serzapfstelle), 

c) Abort innerhalb der Wohnung, 

d) eingerichtetes Bad oder Dusche, 

e) ausreichende Nebenräume (Speisekammer 
oder Speiseschrank, Besensdhrank, Keller- 
und Abstellraum), 

f) Öfen oder gleichwertige Heizgeräte für 
einen Wohnraum außer der Küche. 


(3) Bei Einliegerwohnungen (§ 6 Abs. 1) 
kann auf die Errichtung von Bad oder Dusche 
verzichtet werden, sofern innerhalb der Woh- 
nung ein Waschbecken angebradit wird. Bei 
Kleinstwohnungen in Heimen kann auf die 
Lage des Aborts und des Bades oider der 
Dusche in der Wohnung verzichtet werden, 
wenn hierfür ausreichende und entsprechende 
Anlagen zur gemeinsamen Nutzung zur Ver- 
fügung stehen. 

(4) Bei Kleinsiedlungen gehören zur Min- 
destausstattung 

a) ein zusätzlicher Kellerraum zur Unter- 
bringung der Gartenerzeugnisse, 

b) ein Wirtschaftsraum (der zugleich als 
Waschküche und Bad eingerichtet werden 
kann), 

c) ein ausreichend großer Stall mit Auslauf, 

d) eine Einrichtung zur Verwertung der Ab- 
wasser, 

e) die Einfriedigung und die erste Einrich- 
tung für die Siedlerwirtschaft (Bodenver- 
besserung, Gartengeräte, Stalleinrichtung, 
Kleinvieh usw.). 

(5) Die obersten Landesbehörden können 
hach Maßgabe der örtlichen Verhältnisse aus- 
nahmsweise Abweichungen von den Bestim- 
mungen der Absätze 2 und 3 zulassen. 

§ 17 

Wohn- und Nutzungsformen 

(1) Im sozialen Wohnungsbau sind nadi 
Maßgabe des Bedarfs zu fördern 

a) der Wohnform nach: Kleinsiedlungen, 
Einfamilienhäuser, Wohnungen ln Mehr- 
familienhäusern und Wohnheime; 

b) der Rechtsform nach: Kleinsiedlungen 
und Einfamilienhäuser, die als Eigenheifn 
erstellt oder in Eigentum übertragen wer- 
den, Wohnungen im Wohnungseigentum 
oder Dauerwohnrecht, Genossenschafts- 
wohnungen sowie Mietwohnungen. 

(2) Wohnheime dürfen mit öffentlichen 
Mitteln und Bürgschaften nur gefördert wer- 
den, wenn sie dauernd und vorwiegend zur 
wohnlichen Unterbringung solcher Personen 
bestimmt sind, denen Wohnungen des sozia- 
len Wohnungsbaues überlassen werden dür- 
fen. Heime, die in erster Linie gesundheits- 
pflegerischen oder fürsorgerischen Zwecken 
dienen, insbesondere Säuglingsheime, Für- 
sorgeerziehungsheime, Siechenheime, dürfen 
mit öffentlichen Mitteln und Bürgschaften 
nicht gefördert werden. 



S*18 

Miete und Lasten 

(1) Die Mieten sind von den BewilligungS’ 
stellen festzusetzen. Die Landesregkrungen 
erlassen Richtsätze für die Mieten, die nach 
Gemeindegrößenklassen, Lage und Ausstat- 
tung der Wohnungen unter Berücksichtigung 
der ortsüblichen Mieten bis zum Betrage von 
monatlich — ,8Q bis 1,10 DM je qm Wohn- 
fläche gestaffelt sind. Die obersten Landesbe- 
hörden können bei Wiederaufbau und Wie- 
derherstellung von Wohnungen, deren Mie- 
ten im Zeitpunkt der Zerstörung oder Be- 
schädigung üb^r diese Sätze hinausgingen, 
eine Überschreitung der Sätze bis zur Höhe 
der früheren Mieten zulassen. 

(2) Den Mieten gemäß Absatz 1 (Richtsatz- 
mieten) entsprechen bei Kleinsiedlungen, 
Eigenheimen ünd Wohnungen im Wohnungs- 
eigentum die vom Eigentümer aufzubringen- 
den Lasten. 

(3) Bei der Ermittlung der von den Bau- 
herren im Rahmen der festgesetzten Mieten 
(Lasten) zu deckenden Kosten sind die Be- 
stimmungen und Kostenansätze der Berech- 
nungsverordnung vom 20. November 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 753) einsdiließlich der- 
jenigen über die Verzinsung des Eigenkapi- 
täls anzuwenden. Dabei ist den besonderen 
Verhältnissen bei Kleinsiedlungen, Eigenhei- 
men und Wohnungen im Wohnungseigentum 
hinsichtlich der Berücksichtigung von Miet- 
ausfallrisiken, Verwaltungs- und Instandhal- 
tungskosten Rechnung zu tragen. 

(4) Werden Wohnungen in Kleihsiedlun- 
gen, Eigenheimen und im Wohnungseigen- 
tum vorübergehend ganz oder teilweise ver- 
mietet, so darf die Richtsatzmiete nicht über- 
schritten werden. Dies gilt insbesondere auch 
für Einliegerwohnungen. 

(5) Die Mietfestsetzung (Lastenfestsetzung) 
gemäß Absatz 1 kann in idreijährigen Zeitab- 
ständen nach Bezugsfertigkeit von der Bewil- 
ligungsstelle geändert oder aufgehoben wer- 
den, wenn die Bewohner nicht mehr den Be- 
völkerungskreisen angehören, denen Woh- 
nungen des sozialen Wohnungsbaues zuge- 
teilt werden dürfen. Dasselbe gilt, wenn an- 
dere der Mietfestsetzung zugrunde liegende 
tatsächliche Umstände sich geändert haben. 
Wird die Mietfestsetzung aufgehoben, so fin- 
den die Bestimmungen des § 27 über die 
Miete im teilgeförderten Wohnungsbau ent- 
sprechende Anwendung. 


(6) Die Bewilligungsstellen können die zur 
Prüfung der Voraussetzungen des Absatzes 5 
erforderlichen Nachweise von den Bauherren 
und Bewohnern einfordern. 

§ 19 

Mietbeihilfen 

Soweit die gemäß § 18 zu Zahlenden Mie- 
ten von Bevölkerungskreisen mit besonders 
niedrigem Einkommen nicht aufgebracht 
werden können, sind Mietbeihilfen nach 
Grundsätzen zu gewähren, die von der Bun- 
desregierung durch Rechtsverordnung auf- 
gestellt werden. 

§ 20 

Umfang und Bedingungen öffentlicher 
Darlehen 

(1) öffentliche Baudarlehen zur Finanzie- 
rung des sozialen Wohnungsbaues sind bis 
zut Höhe von 90 v. H. der Gesamtherstel- 
lungskosten zu gewähren abzüglich der für 
das zu fördernde Bauvorhaben erreichbaren 
Kapitalmarktmittel sowie der sonstigen Rest- 
finanzierungsmittel, soweit diese nicht zur 
Deckung des Eigenmiittelanteils in Höhe von 
10 V. H. benötigt werden. 

(2) Die öffentlichen Baudarlehen sind zins- 
los zu gewähren und mit jährlich 1 v. H. zu 
tilgen. 

(3) Die Tilgung der öffentlichen Baudar- 
lehen erhöht sich, wenn und soweit eine Ver- 
besserung der Grundstückserträge eingetreten 
ist, insbesondere in den Fällen des § 18 Abs. 5. 
Dasselbe gilt, wenn vorrangige Darlehen des 
5^?ipitalmarktes vollständig getilgt sind. Ein 
veränderter Tilgungssatz für die öffentlichen 
Baudarlehen ist von dem jeweiligen Restkapi- 
tal zu berechnen. 

(4) Der Bundesminister für Wohhungsbau 
bestimmt durch Rechtsverordnung die nähe- 
ren Voraussetzungen, unter denen im Falle 
des Absatzes 3 bei wesentlichen Änderungen 
der Mieterträge 'die Tilgungssätze geändert 
werden können. 

(5) Sofern bei der Bewilligung öffentlicher 
Baudarlehen Verwaltungskostenbeiträge'* ge- 
fordert werden, dürfen diese jährlich höch- 
stens V4 V. H. des jeweiligen Restkapitals be- 
tragen. 
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§ 21 

Kapitalmarktmittel 

(1) Zur Finanzierung des sozialen Woh- 
nungsbaues sind mit dem Ziele der Einspa- 
rung öffentlicher Mittel in weitest möglidiem 
Umfange Kapitalmarktmittel einzusetzen. 

(2) Die nachstellige Finanzierung aus Kapi- 
talmarktmitteln ist durdi die Gewährung 
öffentlicher Bürgschaften zu erleichtern. Das 
Nähere bestimmt der Bundesminister für 
Wohnungsbau durch Rechtsverordnung. 

(3) Soweit die Mieter träge zur Deckung 
der Verzinsung in Anspruch genommener 
Kapitalmarktdarlehen nicht ausreichen, sind 
für deren Laufzeit Zinszuschüsse zu gewäh- 
ren. 

(4) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
bestimmt durch Rechtsverordnung die Vor- 
aussetzungen, unter denen bei wesentlichen 
Änderungen »der Mieterträge die Zinszuschuß- 
zusage vorzeitig aufgehoben oder geändert 
werden kann. 

(5) Werden hei der Gewährung öffentlicher 
Bürgschaften Verwaltungskostenbeiträge ge- 
fordert, so dürfen diese einmalig bis höchstens 
1 V. H. der Bürgschaftssumme betragen. 

§ 22 

Verbot der Forderung von Finanzierungs- 
beiträgen 

(1) Zum Bau von Wohnungen im sozialen 
Wohnungsbau dürfen Finanzierungsbeiträge 
von Wohnungssuchenden als verlorene Bau- 
kostenzuschüsse oder Mieterdarlehen nicht an- 
genommen werden. 

(2) Eine gegen die Vorschrift des Absat- 
zes 1 verstoßende Vereinbarung mit einem 
Wohnungssuchenden ist nichtig. 

(3) Nicht alsFinanzierungsbelträge im Sinne 
dieser Vorschriften gelten insbesondere die 
von Arbeitgebern zur Förderung des Woh- 
nungsbaues für ihre Arbeitnehmer gewährten 
Darlehen, Genossenschaftsanteile und Auf- 
baudarlehen, 

§ 23 

Sicherungsmaßnahmen 

(1) Zur Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues gewährte Baudarlehen sind zurückzu- 


zahlen, gewährte Bürgschaften werden un- 
wirksam, Zinszuschußzusagen werderl' aufge- 
hoben, wenn das bebaute Grundstück oder 
das Wohnungseigentum ohne Zustimmung 
der Bewilligungsstelle veräußert wird. Die 
Bewilligungsstelle hat die Zustimmung zu ver- 
sagen, wenn durch die Veräußerung die wei- 
tere Erfüllung der mit der öffentlichen För- 
derung des Bauvorhabens angestreibten Zweck- 
bestimmung gefährdet wird oder eine der- 
artige Gefährdung zu besorgen ist. 

(2) Im sozialen Wohnungsbau errichtete 
Kleinsiedlungen und Eigenheime sollen als 
Reichsheimstätte (Erbbauheimstätte) ausgege- 
ben werden. Anstelle dessen kann zugunsten 
der Gemeinde (Gemeindeverband) oder eines 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmens ein 
Ankaufsrecht begründet werden. Werden 
Rechte nach Satz 1 und 2 dieses Absatzes be-» 
gründet, so ist Absatz 1 nicht anzuwenden. 

§ 24 

Wohnraumbewirtschaftung und Mieterschutz 

(1) Auf Wohnungen des sozialen Woh- 
nungsbaues ^ind die Vorschriften des Wohn- 
raumbewirtschaftungsgesetzes vom 31. März 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 97) in der Fassung 
des Gesetzes zur Ergänzung des Wohnraum- 
bewirtschaftungsgesetzes vom 1 3 . August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 915) anzuwenden. Je- 
doch ist dem Bauherrn eines Eigenheimes, 
einer Kleinsiedlung oder einer Wohnung im 
Wohnungseigentum ein Raum mehr zuzu tei- 
len, wenn seine Eigenleistung mehr als 15 v, 
H. beträgt. 

(2) Wohnungen des sozialen Wohnungs- 
baues dürfen sowohl bei der ersten wie auch 
bei späteren Zuteilungen nur an Wohnungs- 
suchende mit niedrigem Einkommen (§ 4 
Abs. 1) zugeteilt werden. Dies gilt auch bei 
der Veräußerung von Kleinsiedlungen, Eigen- 
heimen und Wohnungen im Wohnungseigen- 
tum. 

(3) Die Wohnraumbewirtschaftungsbehör- 
den haben besonders für die Unterbringung 
kinderreicher Familien In Wohnungen des 
sozialen Wohnungsbaues Sorge zu tragen. 

(4) Im sozialen Wohnungsbau errichtete 
Wohnungen unterliegen den Vorschriften des 
Mieterschutzgesetzes. 
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FÜNFTES KAPITEL 
Teilgeförderter Wohnungsbau 

§ 25 

Größe und Ausstattung 

Auf Wohnungen im teilgeförderten Woh- 
nungsbau finden die Vorschriften des § 16 
mit der Maßgabe ^ Anwendung, daß 'die 
Wohnflächenmindestgröße 45 qm und die 
Wohnflächenhöchstgrenze 120 qm, in Aus- 
nahmefällen 150 qm betragen. 

§ 26 

Wohn- und Nutzungsformen 
# 

Auf Wohnungen im teilgeförderten Woh- 
nungsbau finden die Vorschriften des § 17 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die Er- 
richtung von Eigenheimen, Kaufeigenheimen, 
Vorratseigenheimen und Wohnungen im 
Wohnungseigentum und Dauerwohnrecht 
bevorzugt zu fördern ist. 

§ 27 

Miete und Lasten 

(1) Für teilgeförderte Wohnungen darf 
höchstens die zur Deckung der laufenden Auf- 
wendungen erforderliche Miete (Kostenmiete) 
nach Maßgabe der Mietenverordnung vom 
20. November 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 759) 
vereinbart werden. Hierbei darf für den Wert 
der Eigenleistung, soweit er 15 v. H. der Ge- 
samtkosten des Bauvorhabens nicht über- 
steigt, eine Verzinsung voh 4 v. H., für den 
darüber hinausgehenden Betrag eine Verzin- 
sung in Höhe des marktüblichen Zinssatzes 
für erststellige Hypotheken eingesetzt wer- 
den. 

(2) Die Vereinbarung einer Miete ist inso- 
weit unwirksam, als diese die Kostenmiete 
übersteigt. Beruft sich der Mieter gegenüber 
dem Vermieter auf die Kostenmiete, so kann 
er zuviel gezahlte Beträge zurückfordern. Für 
die Zeit vor dieser Berufung gilt dies nur, 
wenn der Vermieter vorsätzlich oder infolge 
grober Fahrlässigkeit eine die Kostenmiete 
übersteigende Miete gefordert hat." 

(3) Bei Streitigkeiten über die Höhe der 
Kostenmiete entscheidet das ordentliche Ge- 
richt. Die Beweislast für die Umstände, die für 
die Berechnung der Kostenmiete maßgebend 
sind, trifft den Vermieter, Klagt der Vermie- 


ter auf Feststellung der Höhe der Kosten- 
miete, so wird das rechtliche Interesse an der 
Feststellung (§ 256 der Zivilprozeßordnung) 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß eine Klage 
auf Zahlung des Mietzinses möglich ist. 

(4) Die Vorschriften des § 18 Abs, 2 und 4 
sind entsprechend anzuwenden. 

§ 28 

Umfang und Bedingungen der Gewährung 
öffentlicher Mittel. 

(1) Öffentliche Baudarlehen für den teilge- 
förderten Wohnungsbau werden bis zur 
Höhe eines Betrages von 80 DM je qm der 
Wohnfläche gewährt, soweit dies bei Inan- 
spruchnahme der unter angen^esseiien Bedln- 

O en erreichbaren Kapitalmarktmittel er- 
jrlich ist. 

(2) Der je qm der Wohnfläche nach Ab- 
satz 1 zu gewährende Betrag erhöht sich für 
Wohnungen in Eigenheimen oder Im Woh- 
nungseigentum auf 90 DM. 

(3) Die öffentlichen Darlehen sind mit 
jährlich 2 v. H. zu verzinsen und mit 1 v. H. 
zu tilgen. 

(4) Die Vorschrift .des § 20 Abs. 5 findet 
Anwendung. 

§ 29 

Rechtsanspruch auf Baudarlehen 

Ist sichergestellt, daß der Bauherr für ein 
Eigenheim oder eine Wohnung im Woh- 
nungseigentum Eigenmittel In einer Höhe 
von mindestens 30 v. H. der Gesamtkosten 
des Bauvorhabens erbringt, so ist ihm auf 
Antrag ein öffentliches Baudarlehen gemäß 
§ 28 rnit Vorrang vor anderen Bauherren zu 
bewilligen, wenn die Voraussetzungen für 
eine öffentliche Förderung des Bauvorhabens 
im übrigen erfüllt sind. 

§ 30 

Kapitalmarktmittel 

(1) Hinsichtlich der Finanzierung des teil- 
geförderten Wohnungsbaues mit Kapital- 
marktmitteln finden die Bestimmüngen des 
§ 21 Abs. 1, 2 und 5 entsprechend Anwen- 
dung. 

(2) Soweit an Stelle der öffentlichen Bau- 
darlehen (§ 28) Kapitalmarktmittel verwen- 
det werden, können für die Kapltalmarkt- 
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mittel Zinszuschüsse in dem Umfange ge- 
währt werden, als die Zinsen der Kapital- 
mark tmittel 2 V. H. übersteigen. 

§ 31 

Finanzierungsbeiträge 

Hinsichtlich der Annahme von Finanzie- 
rungsbeiträgen im teilgeförderten Wohnungs- 
bau finden die Vorschriften des § 22 mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Annahme von 
Mieterdarlehen gestattet ist. 


§ 32 


Wohnraumbewirtschaftung und Mieterschutz 

(1) Hinsichtlich der Wohnraumbewirtschaf- 
tung und des Mieterschutzes finden vorbe- 
haltlich der Bestimmung des Absatzes 2 die 
Vorschriften des § 24 entsprechend Anwen- 
dung. 


(2) Dem Bauherrn ist ein Raum mehr zu- 
zubilligen, als ihm gemäß § 10 des Wohn- 
raumbewirtschaftungsgesetzes zugestanden 
werden kann. Das gleiche gilt für einen Woh- 
nungssuchenden, der zum Bau der Wohnung 
einen wesentlichen Finanzierungsbeitrag er- 
bracht hat; als wesentlich soll ein Finanzie- 
rungsbeitrag in der Regel angesehen werden, 
wenn er den auf den zusätzlichen Raum an- 
teilig entfallenden Baukosten entspricht. 


SECHSTES KAPITEL 
Steuerbegünstigter Wohnungsbau 


§ 33 

Voraussetzungen und Dauer der 
Grundsteuervergünstigung 


(1) Für Grundstücke mit neugeschaffenen 
Wohnungen, die gemäß Absatz 2 begünstigt 
sind, darf die Grundsteuer auf die Dauer von 
zehn Jahren nur nach 'dem Steuermeßbetrag 
erhoben werden, in dem die neugeschaffenen 
Wohnungen nicht berücksichtigt sind. Bei 
dem Wiederaufbau zerstörter oder der Wie- 
derherstellung beschädigter Gebäude Ist bis 
zu dem Zeitpunkt, von dem an die Grund- 
steuer nach Maßgabe der Fortschreibung des 
Einheitswertes auf den 21. Juni 1948 erhoben 
wird, die auf Grund von Grundsteuerbillig- 
keitsrichtlinien wegen Ertragsminderung ge- 
senkte Grundsteuer zu zahlen. 


(2) Begünstigt sind 

a) Wohnungen im sozialen Wohnungsbau, 

b) Wohnungen im teilgeförderten Woh- 
nungsbau, 

c) andere Wohnungen, deren Wohnfläche 
120 qm, In Ausnahmefällen 150 qm nicht 
übersteigt und für die bei einer Vermie- 
tung höchstens die kostendeckende Miete 
im Sinne von § 27 erhoben wird. 

(3) Als begünstigte Wohnungen im Sinne 
von Absatz 2 gelten auch Wohnungen, die zu 
gewerblichen oder beruflichen Zwecken mit- 
benutzt werden, sofern nicht mehr als die 
Hälfte der Wohnfläche gewerblichen oder be- 
ruflichen Zwecken dient. 

(4) Werden auf dem Grundstück teils be- 
günstigte, teils •andere Wohnungen, gewerb- 
lIAe oder sonstige Räume geschaffen, so wird 
für den Teil des Grundstückes, der auf die 
nicht begünstigten Wohnungen und die ge- 
werblichen oder sonstigen Räume entfällt, 
die volle Grundsteuer erhoben. Dieser Teil 
des Grundstückes ist bei Mietwohngrund- 
stücken und bei gemischtgenutzten Grund- 
stücken nach dem Verhältnis der Jahresroh- 
niieten,^ bei Geschäftsgrundstücken und bei" 
Einfamilienhäusern nadi dem Verhältnis des 
umbauten Raumes zu ermitteln. 

§ 34 

Beginn und Fortfall der Grundsteuer- 
vergünstigung 

(1) Die Grundsteuervergünstigung gemäß 
§ 33 beginnt mit dem 1. April des Jahres, das 
auf das Kalenderjahr folgt, in dem das Ge- 
bäude oder die Wohnung bezugsfertig ge- 
worden ist. 

(2) Fallen die Voraussetzungen für die 
Grundsteuervergünstigung vor Ablauf des 
Zeitraumes von zehn Jahren ganz oder teil- 
weise fort, so entfällt insoweit die Vergün- 
stigung mit dem Ablauf des Rechnungsjahres, 
in dem die Voraussetzungen fortgefallen sind. 

§ 35 

Anerkennungsverfahren 

(1) Über den Antrag auf Anerkennung 
einer Wohnung als steuerbegünstigt entschei- 
det die Stelle, welche die für das Wohnungs- 
und Siedlungswesen zuständige oberste Lan- 
desbehörde bestimmt. 

(2) Die Anerkennung ist auf Antrag schon 
vor Baubeginn der Wohnung auszusprechen, 
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wenn die Voraussetzungen hinsichtlich der 
Größe und beabsichtigten Nutzungsart der 
geplanten Wohnung vorliegen. 

(3) In dem Anerkennungsbescheid soll der 
Bauherr darüber belehrt werden, daß die 
Miete für die Wohnung der Preisbindung ge- 
mäß den Vorschriften des § 33 unterliegt. 

(4) Die Anerkennung kann widerrufen 
werden, wenn die Wohnung nicht oder nicht 
mehr den Vorschriften des § 33 entspricht. 

§ 36 

Wohnraumbewirtschaftung und Mieterschutz 

(1) Steuerbegünstigte Wohnungen, für die 
keine öffentlichen Mittel in Anspruch genom- 
men werden, unterliegen nicht der Wohn- 
raumbewirtsdiaftung, soweit sich nicht aus 
dem Wohnraumbewirtschaftungsgesetz etwas 
anderes ergibt. 

(2) Steuerbegünstigte Wohnungen unter- 
liegen dem Mieterschutz, soweit sidi nicht aus 
dem Mieterschutzgesetz etwas anderes ergibt. 


SIEBENTES KAPITEL 
Freifinanzierter Wohnungsbau 
§ 37 

Freifinanzierte Wohnungen 

Wohnungen, die ohne Einsatz öffentlicher 
Mittel und öffentlicher Bürgschaften neu ge- 
schaffen worden und nicht steuerbegünstigt 
sind, sind freifinanzierte Wohnungen im Sinne 
dieses Gesetzes. 

■ § 38 

Mietpreisbildung; W ohnraumbewirtschaf tung 

(1) Für freifinanzierte Wohnungen kann 
eine Miet4 frei vereinbart werden (Markt- 
miete). 

(2) Freifinanzierte neugeschaffene Wohnun- 
gen unterliegen nicht der Wohnraumbewirt- 
schaftung, soweit sich nicht aus dem Wohn- 
raumbewirtschaftungsgesetz etwas anderes er- 
gibt. 

(3) Freifinanzierte Wohnungen unterliegen 
nicht dem Mieterschutz, soweit sich nicht aus 
dem Mieterschutzgesetz etwas anderes ergibt. 


§ 39 

Freibauen 

(1) Wer als Bauherr eine steuerbegünstigte 
oder freifinanzierte Wohnung schafft und da- 
durch eine angemessene anderweitige Unter- 
bringung eines Wohnungssuchenden ermög- 
licht, der bisher in einer der Wohnraumbe- 
wirtschaftung unterliegenden Wohnung ge- 
wohnt hat, hat Anspruch auf Zuteilung der 
dadurch freigewordenen Räume für seinen 
Eigenbedarf; der Anspruch besteht nur, wenn 
der über die freigewordenen Räume Verfü- 
gungsberechtigte zustimmt. Ist der Bauherr 
der neugeschaffenen Wohnung zugleich über 
die freigewordenen Räumd verfügungsberech- 
tigt, so kann er an Stelle einer Zuteilung an 
sidi die Zuteilung an einen von ihm benann- 
ten Wohnungssuchenden verlangen. Das Ver- 
bot von Doppelwohnungen nach § 11 des 
Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes bleibt 
unberührt. 

(2) DerBauherr der steuerbegünstigten oder 
freifinanzierten Wohnung kann, wenn er 
nicht Anspruch auf Zuteilung der freigewor- 
denen Räume gemäß Absatz 1 erhebt, verlan- 
gen, daß ihm In seiner der Wohnraumbewirt- 
schaftung unterliegenden Wohnung über den 
Raum hinaus, der ihm gemäß § 10 des Wohn- 
raumbewlrtschaftungsgesetzes zugestanden 
werden kann, zusätzlicher Raum In angemes- 
nem Umfange zugebilligt wird. Der Anspruch 
kann geltend gemacht werden, wenn in der 
von dem Wohnungsinhaber bewohnten Woh- 
nung Raum frei wird oder wenn er eine an- 
dere Wohnung bezieht. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
finden auf denjenigen entsprechende Anwen- 
dung, der einen wesentlichen Finanzierungs- 
beltrag zum Bau einer steuerbegünstigten 
oder freifinanzierten Wohnung leistet. Das 
gleiche gilt für denjenigen, der einen wesent- 
lichen Finanzierungsbeitrag an die Gemeinde 
zur Förderung des Wohnungsbaues leistet; 
die Gemeinde hat empfangene Finanzierungs- 
beiträge als öffentliche Mittel nach Maßgabe 
der Bestimmungen dieses Gesetzes zum Bau 
von Wohnungen des sozialen oder teilgeför- 
derten Wohnungsbaues zu verwenden. 

(4) Ein Finanzierungsbeitrag ist wesentlich, 
wenn er die Höhe des der nachstelligen Finan- 
zierung dienenden öffentlichen Baudarlehens 
(§ 20 Abs. 1) erreicht, das* üblicherweise im 
sozialen Wohnungsbau für eine Wohnung 
vergleichbarer Art und Größe bewilligt wird 
und wenn der Finanzierungsbeitrag, sofern er 
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als Darlehen geleistet wird, unverzinslich und 
für eine Laufzeit von mindestens zehn Jahren 
gewährt wird. 


ACHTES KAPITEL 

Förderung des Wohnungsbaues durch. Bund 
und Länder 

§ 40 

Wohnungsbauprogramm 

(1) Die Landesregierungen haben bis zum 
1, Oktober eines jeden Jahres für das darauf- 
folgende Kalenderjahr ein nach Stadt- und 
Landkreisen aufgeteiltes Wohnungsbaupro- 
gramm für den sozialen Wohnungsbau und 
den teilgeförderten Wohnungsbau aufzustel- 
len. 

(2) Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden 
stimmen unter Leitung des Bundesministers 
für Wohnungsbau ihre Programme und deren 
Finanzierung aufeinander ab. 

(3) Bund und Länder sollen ein Woh- 
nungsbauprogramm für die Jahre 1955 bis 
1958 einschließlich aufstellen, um die lang- 
fristige, rationelle und kontinuierliche rta- 
nung des Wohnungsbaues zu erleichtern. Die 
Bewilligungsstellen sollen ermächtigt werden, 
auch für Bauvorhaben, deren Erstellung sich 
über mehrere Jahre erstreckt, Bewilligungs- 
bescheide zu erteilen. 

§ 41 

Bereitstellung von Bundesmitteln 

(1) Der Bund beteiligt sich an der Finan- 
zierung des von den Ländern mit öffentlichen 
Mitteln unterstützten sozialen und teilgeför- 
derten Wohnungsbaues. In den Rechnungs- 
jahren 1955 bis 1958 stellt der Bund hierfür 
jährlich einen Betrag von mindestens 700 Mil- 
lionen Deutsche Mark im Bundeshaushalt zur 
Verfügung. Auf diesen Betrag sind die auf 
Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen 
aus dem Bundeshaushalt zur Förderung des 
Wohnungsbaues zur Verfügung gestellten 
oder zur Verfügung zu stellenden Mittel nicht 
anzurechnen. 

(2) Außer dem in Absatz 1 genannten Be- 
trag stellt der Bund in dem gleichen Zeit- 
raum jährlich einen Betrag von 50 Millionen 
Deutsche Mark zur Vorfinanzierung der 


Eigenleistung bei der Errichtung von Eigen- 
heimen und Kleinsiedlungen zur Verfügung. 

(3) Die für die Auszahlung der Prämien 
an Wohnbausparer nach Maßgabe des Woh- 
nungsbau-Prämiengesetzes erforderlichen Be- 
träge werden vom Bund gesondert zur Ver- 
fügung gestellt und sind nicht auf die In den 
Absätzen 1 und 2 genannten Beträge anzu- 
rechnen. 

(4) Werden Mittel des Bundes, die nicht als 
öffentliche Mittel im Sinne dieses Gesetzes 
gelten, für den Wohnungsbau eingesetzt, so 
sollen 75 v. H. der Mittel für Bauvorhaben 
verwendet werden, die den für den sozialen 
und teilgeförderten Wohnungsbau geltenden 
Grundsätzen entsprechen, wenn dies nach der 
Zwedcbestimmung der Wohnungen möglich 
ist. 

§ 42 

öffentliche Bürgschaften 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
Bürgschaften und Gewährleistungen für Dar- 
lehensverpflichtungen zur Förderung von 
Maßnahmen auf dem Gebiete des sozialen 
und teilgeförderten Wohnungsbaues sowie 
der damit verbundenen städtebaulichen Maß- 
nahmen bis zu einer Höhe von 500-MillIonen 
Deutsche Mark zu übernehmen, 

(2) Die Bundesregierung kann im Rahmen 

des Absatzes 1 die Länder oder die von ihnen 
beauftragten öffentlich-rechtlidien Institute 
bevollmächtigen, für Verpflichtungen der in 
Absatz 1 bezeidineten Art Bürgsdiaften im 
Namen des Bundes für den Fall zu überneh- 
men, daß auch das Land für die zu verbür- 
gende Verbindlichkeit eine Bürgschaft in min- 
destens der gleichen Höhe übernimmt. Die 
Bürgschaften dürfen nur anteilig in der Weise 
übernommen werden, daß der Gläubiger den 
Bund und das Land nur in dem Verhältnis 
in Anspruch nehmen kann, in dem ihre Bürg- 
schaftsverpflichtungen zueinander stehen. Die 
Vorschriften der Sätze 1 und 2 gelten ent- 
sprechend für Gewährleistungen der In Ab- 
satz 1 bezeichneten Art. I 

(3) Die Bundesregierung erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die zur Durchfüh- 
rung des Absatzes 2 erforderlichen allgemei- 
nen Verwaltungs Vorschriften. 

§ 43 

Bewirtschaftung der Bundesmittel 

(1) Die nach ihrer Zweckbestimmung für 
den Wohnungsbau vorgesehenen Bundes- 
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mittel sind Im Bundeshaushalt in den Einzel- 
plan des Bundesministers für Wohnungsbau 
einzustellen. Sollen Mittel, die in anderen 
Einzelplänen des Bundeshaushaltes eingestellt 
sind, für den Wohnungsbau verwendet wer- 
den, so sind sie dem Bundesminister für Woh- 
nungsbau zur Bewirtschaftung zuzuweisen. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
nicht für die Mittel, die von der Bundesbahn 
und der Bundespost .in ihrer Eigenschaft als 
Arbeitgeber zum Bau von Wohnungen für 
ihre Bediensteten zur Verfügung gestellt wer- 
den, SLOwie für die Mittel, die für den Bau 
von Wohnungen in Dienstgebäuden oder 
innerhalb gesdilossener Anlagen bestimmt 
sind, die überwiegend anderen als Wohn- 
zwecken dienen. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
nidit für die in § 46 bezeichneten Mittel des 
Ausgleichsfonds. 

(4) Für die Förderung des Wohnungsbaues 
bestimmte Bürgschaften des Bundes verwaltet 
der Bundesminister für Wohnungsbau, der 
sich dabei der Deutschen Bau- und Boden- 
bank AG. bedienen kann. 

§ 44 

Verteilung der Bundesmittel 

(1) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
verteilt die in § 41 Abs. 1 und 2 bezeich- 
neten Bundesmittel auf die Länder. Die Ver- 
teilung -erfolgt im Einvernehmen mit den für 
das Wohnungs- und Siedlungswesen zustän- 
digen obersten Landesbehörden. Das Einver- 
nehmen ist gegeben, wenn sämtliche obersten 
Landesbehörden sidi mit 'dem Verteilungs- 
vorschlag des Bundesministers für Wohnungs- 
bau einverstanden erklärt haben. Wird ein 
Einvernehmen nicht erzielt, so macht der 
Bundesminister für Wohnungsbau unverzüg- 
lich einen Vermittlungsvorsdilag. Stimmen 
nicht sämtliche obersten Landesbehörden die- 
sem Vermittlungsvorschlag innerhalb einer 
vom Bundesminister für Wohnungsbau ge- 
setzten angemessenen Frist zu, so entscheidet 
dieser unter Berücksichtigung des in den 
Ländern bestehenden Wohnungsbedarfs nach 
pflichtgemäßem Ermessen über die Verteilung 
der Mittel. Die Vorschriften des § 46 dieses 
Gesetzes und des § 11 des Gesetzes zur För- 
derung des Bergarbeiterwohnungsbaues im 
Kohienbergbau vom 23. Oktober 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 865) bleiben unberührt. 

(2) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
ist ermächtigt, zum Zwecke einer planmäßigen 


Vorbereitung des öffentlich geförderten Woh- 
nungsbaues die Verteilung der in § 41 be- 
zeichneten Beträge bereits vor Beginn des 
Rechnungsjahres, für das der Betrag im 
Haushaltsplan zur Verfügung zu stellen ist, 
vorzunehmen und die Auszahlung für das 
Rechnungsjahr verbindlich zuzusagen. Der 
Bundesminister für Wohnungsbau hat die 
Verteilung bis zum 1. Dezember 'des dem 
Rechnungsjahr vorangehenden Jahres vorzu- 
nehmen. 

(3) Die Länder haben die ihnen zugeteilten 
Bundesmittel bis spätestens 15. Januar des 
Rechnungsjahres über die Bewilligungsstellen 
auf die Stadt- und Landkreise zu verteilen. 
Auch die Verteilung der von den Ländern, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden zur 
Verfügung gestellten öffentlichen Förderungs- 
mittel soll tunlichst zum gleichen Zeitpunkt 
erfolgen. 

.. (4) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
kann die Verteilung der Bundesmittel auf die 
Länder mit Auflagen, insbesondere hinsicht- 
lich des zu begünstigenden Personenkreises 
und der Darlehensbedingungen verbinden. 
Soweit die Länder die ihnen zugewiesenen 
Mittel zinsverbilligt oder zinslos einzusetzen 
haben, wird eine ihnen auferlegte Verpflich- 
tung zur Verzinsung und Tilgung dieser 
Mittel dem Bunde gegenüber nicht berührt. 

§ 45 

Rückflüsse 

(1) Die Rückflüsse (Rückzahlung der Dar- 
lehnssümme im ganzen oder in Teilen, Zin- 
sen und Tilgungsbeträge) aus den Darlehen, 
die der Bund zur Förderung des Wohnungs- 
baues den Ländern oder sonstigen Darlehns- 
nehihern gewährt hat und künftig gewährt, 
sind laufend zur Förderung von Maßnahmen 
des sozialen und teilgeförderten Wohnungs- 
baues, in erster Linie zur Gewährung von 
Zinszuschüssen gemäß §§ 21 Abs. 2 und 30 
Abs. 2 zu verwenden. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
entsprechend für die Rückflüsse aus den Dar- 
lehen, die aus Wohnungsbauförderungsmitteln 
des Reiches und des ehemaligen Landes Preu- 
ßen einschließlich des staatlichen Wohnungs- 
fürsorgefonds gewährt worden sind, sowie 
für die Rückflüsse aus den durch die Ver- 
gebung dieser Mittel begründeten Vermögens- 
werten. - 

(3) Die Vorschriften des § 1 Abs. 7 bis lÖ 
des Gesetzes über den Geldentwertungsaus- 
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gleich bei bebauten Grundstücken vom 1. Juni 
1926 (Reichsgesetzbl. I S. 251) in der Fassung 
des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grund- 
stücken vom 22. März 1930 (Reichsgesetzbl. I 
S. 91) bleiben unberührt. 

^ (4) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
nicht für die' Rückflüsse aus den Darlehen, 
die aus dem Ausgleichsfonds und dem Sofort- 
hilfefonds (§§ 5 und 354 des Lastenausgleichs- 
gesetzes) sowie aus den Zinsen und Tilgungs- 
beträgen der Umstellungsgrundschulderi für 
den Wohnungsbau gewährt worden sind oder 
gewährt werden. 

§ 46 

Sondervorschriften für Mittel des 
Ausgleichsfonds 

(1) Der Präsident des Bundesausgleichsamtes 
bedarf zur Verteilung von Mitteln des Aus- 
gleichsfonds, die als Eingliederungsdarlehen 
für den Wohnungsbau (§ 254 Abs. 2 und 3 
und § 259 Abs. 1 Satz '3 des Lastenausgleichs- 
gesetzes) bestimmt sind, der Zustimmung des 
Bundesministers für Wohnungsbau. Die für 
die Wohnraumhilfe bestimmten Mittel des 
Ausgleichsfonds sind von den Ländern zu- 
sammen mit den sonstigen von ihnen für die 
Förderung des sozialen Wohnungsbaues zu 
verwendenden öffentlichen Mitteln nach ein- 
heitlichen Grundsätzen unter Beachtung der 
Zwecke des Lastenausgleichsgesetzes einzu- 
setzen. 

(2) Zum Zwecke einer planmäßigen Vor- 
bereitung des Wohnungsbaues soll der Präsi- 
dent des Bundesausgleidisamtes nach Möglich- 
keit bis zum 1. Dezember eines jeden Jahres 
die im folgenden Rechnungsjahr aufkommen- 
den Mittel des Ausgleichsfonds, die als Ein- 
gliederungsdarlehen für den Wohnungsbau 
oder für die Wohnraumhilfe zur Verfügung 
gestellt werden sollen, verteilen und die Aus- 
zahlung für das Redmungsjahr verbindlich 
Zusagen. 

(3) Verfügungen über die Verwendung von 
Mitteln, allgemeine Verwaltungsvorschriften 
und Allgemeine Anordnungen des Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamtes gemäß § 319 
Abs. 1 und 2, § 320 Abs. 2, §§ 346 und 348 
Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes, die sich 
auf die Förderung des Wohnungsbaues be- 
ziehen, insbesondere auch auf das Verfahren 
und auf die Verteilung der Wohnungen, be- 
dürfen der Zustimmung des Bundesministers 
für Wohnungsbau; das gleiche gilt für die 


Darlehensbedingungen und Auflagen, unter 
denen die Mittel den Ländern gewährt 
werden. 

(4) Die Zustimmung des Bundesministers 
für Wohnungsbau ist vor einer Zustimmung 
des Kontrollausschusses (§ 320 Abs. 2 In Ver- 
bindung mit § 319 Abs. 1 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes) einzuholen. Die Befugnisse 
des Kontrollausschussqf werden durch die 
Vorschriften der Absätze 1 und 3 nicht 
berührt. 

(5) Soweit aus dem Härtefonds (§ 301 des 
Lastenausgleichsgesetzes) oder im Rahmen der 
sonstigen Förderungsmaßnahmen (§ 302 des 
Lastenausgleichsgesetzes) Mittel für die För- 
derung des Wohnungsbaues bereitgestellt 
werden, sind die Vorschriften der Absätze 1 
bis 4 sinngemäß anzuwenden. 


NEUNTES KAPITEL 
Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 47 

Durchführungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
für Wohnungen im sozialen, teilgeförderten 
und steuerbegünstigten Wohnungsbau Vor- 
schriften zur Durchführung dieses Gesetzes 
Zu erlassen über 

a) die Wirtschaftlichkeit, ihre Berechnung 
und ihre Sicherung; 

b) die Ermittlung und Anerkennung der 
Kapital- und Bewirtschaftungskosten und 
deren Höchstsätze sowie die Aufbringung 
und Bewertung der Eigenleistung; 

c) die Mietpreisbildung und die Mietpreis- 
überwachung; 

d) die Ermittlung, Festsetzung und Begren- 
zung der Nutzungsentgelte für Wohnun- 
gen, die in der Reditsform des Wohnungs- 
elgentums oder des Dauerwohnrechts ge- 
schaffen oder überlassen werden; 

e) die Wohnflächenberechnung. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
für Wohnungen im sozialen und teilgeförder- 
ten Wohnungsbau durch Rechtsverordnung 
Vorschriften zur Durchführung dieses Ge- 
setzes zu erlassen über 

a) den Verzicht des Gläubigers des öffent- 
lichen Baudarlehens auf seinen Anspruch 
auf Aufhebung eines im Range vorgehen- 
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den Grundpfandrechts, insbesondere für 
den Fall, daß anstelle eines zurückgezahl- 
ten, im Range vor dem Baudarlehen durch 
Grundpfandrecht gesicherten Darlehens 
ein neues Darlehen für förderungswürdige 
wohnungswirtschaftliche Zwecke aufge- 
nommen werden soll; 

b) die Angemessenheit der Bedingungen 
eines Kaufvertrages über ein Kaufeigen- 
heim oder eine Kleinsiedlung. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung dieses Gesetzes und des 
§ 31 a des Mieterschutzgesetzes durch Rechts- 
verordnung nähere Vorschriften darüber zu 
erlassen, unter welchen Voraussetzungen und 
von welchem Zeitpunkt an einer Wohnung 
die Eigenschaft als Wohnung des sozialen, 
teilgeförderten, steuerbegünstigten oder frei- 
finanzierten Wohnungsbaues zukommt und 
unter welchen Voraussetzungen und zu wel- 
chem Zeitpunkt die Wohnung diese Eigen- 
schaft verliert. 


Wendung dieser Rechtsvorschriften die Be- 
griffsbestimmungen der §§ 5 bis 9 zugrunde 
zu legen, sofern sich nicht aus diesen Rechts- 
vorschriften etwas anderes ergibt. 


§ 50 

Einzelne Wohnräume 

Die in diesem Gesetz für Wohnungen ge- 
troffenen Vorschriften gelten für einzelne 
Wohnräume entsprechend. 


§ 51 


Überleitungsvorschriften 


Auf Wohnungsbauten, zu deren Förderung 
öffentliche Mittel bis zum 31. Dezember 1954 
endgültig oder vorläufig bewilligt werden, 
finden die Vorschriften des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes (WöBauG) in der Fassung vom 
25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1047) 
Anwendung. 


§ 48 

Zustimmung des Bundesrates zu Rechts- 
verordnungen 

Die Rechtsverordnungen der Bundesregie- 
rung und des Bundesministers für Wohnungs- 
bau, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, bedürfen der Zustimmung des 
Bundesrates. 

§ 49 

Erstreckung von Begriffsbestimmungen auf 
andere Rechtsvorschriften 

Soweit In Rechtsvorsdiriften außerhalb 
dieses Gesetzes die in den §§ 5 bis 9 bestimm- 
ten Begriffe verwendet werden, sind bei An- 


§ 52 

Geltung in Berlin 

Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Drit-_ 
ten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der in 
diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigungen 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 53 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1955 in 
Kraft. 


Bonn, den 13. Juli 1954 


Jacobi 

Stierle 

Ollenhauer und Fraktion 
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